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Liebe Kolleginnen und Kollegen,
Über die Verhandlungen
in der Föderalismuskom-
mission  habe ich mehr-
fach an dieser Stelle
berichtet. Je länger sich
die Veranstaltung hin-
zog, umso deutlicher
wurde, dass es nicht um
die Entflechtung, Verein-
fachung und Transparenz

in den Gesetzgebungsverfahren ging, sondern
um Macht und Einfluss im Staate. Die Minister-
präsidenten strebten nach mehr Macht und
Kompetenz. Die Bundesregierung wiederum
wollte ebenso aus Machtgründen nichts von
ihren heutigen Zuständigkeiten und Kompe-
tenzen abgeben. Einig schien man sich nur bei
der Regelungsbefugnis für das Dienstrecht der
Beamten und deren Besoldung. Dass man gera-
de in diesem Bereich von einer bundeseinheitli-
chen Lösung abrücken wollte, war und ist für
uns nicht nachvollziehbar und auch nicht
begründet. Die Bundesregierung war aber
offenbar bereit, diese Rechtsgebiete als
Bauernopfer aufzugeben. Sie stellte damit ihr
eigenes Mitglied Bundesinnenminister Schily
in das Abseits, denn dieser hat sich stets klar
und deutlich für die Bundeskompetenz ausge-
sprochen. Genau das Gegenteil von Verwal-
tungsvereinfachung träte ein, wenn in 16 Län-
dern 16 Konzepte für ein Dienst- und Besol-
dungsrecht erarbeitet und verabschiedet wer-
den müssten. Ein Siebzehntes selbstverständ-
lich auf Bundesebene. Wesentlich rationeller
ist, bei der bundeseinheitlichen Regelung zu
bleiben. Einen Rückfall in  die  Kleinstaaterei
könne  sich  in einem zusammenwachsenden
Europa wohl niemand leisten. Diese Position
vertrat Bundesinnenminister Schily bei der
gewerkschaftspolitischen Arbeitstagung des
dbb in Bad Kissingen. Er stellte klar, dass jetzt
das Eckpunktepapier „Neue Wege im öffentli-
chen Dienst“ zügig in eine Gesetzesvorlage
umgesetzt wird. Der Gesetzentwurf solle Ende
März stehen, der ebenso wie das Eckpunktepa-
pier in enger Abstimmung mit dem dbb erar-
beitet wird. Die Bundesländer sind aufgefor-
dert, sich in diese Gesetzgebung einzubringen
und die Regelungen mit zu tragen und zu über-

nehmen. Mit diesen Verfahren sind die Angrif-
fe auf Grundstrukturen des öffentlichen Dien-
stes vorerst abgewehrt. Gleichwohl aber bleibt
das Bestreben der Länder bestehen, Einsparun-
gen und Verschlechterungen durchzusetzen.
Im Gesetzgebungsverfahren sind weiterhin
alle Kräfte zu bündeln, damit das Eckpunkte-
papier sich im Gesetzgebungsverfahren wie-
derfindet und nicht an der einen oder anderen
Stelle für uns negative Kompromisse geschlos-
sen werden. Bei diesen Anstrengungen tritt
also keine Pause ein.

Wir als DSTG erinnern die politisch Verantwort-
lichen in der Öffentlichkeit kontinuierlich dar-
an, dass gesetzlich geschuldete Steuern in Mil-
liardenhöhe nicht erhoben werden. Bei der
Umsatz- und den Ertragsteuern gehen Milliar-
den Euro verloren, weil die Steuerverwaltung
wegen mangelhafter Gesetze oder wegen feh-
lendem Personal den Steueranspruch nicht
wirksam genug durchsetzen kann. Diesen
Missstand abzustellen, muss Priorität in der
Politik erhalten. Die SPD-Bundestagsfraktion
arbeitet gegenwärtig an verbesserten gesetzli-
chen Regelungen zur Bekämpfung des
Umsatzsteuerbetrugs. Mit Bündnis 90/Die
Grünen wird die DSTG demnächst ein
Gespräch führen, wie Steuerflucht und Aus-
landsverlagerungen eingedämmt werden kön-
nen. Im Fernsehmagazin „Plus-Minus“ habe
ich auf eine missbräuchliche Anwendung von
ermäßigten Umsatzsteuersätzen hingewiesen.
In einem weiteren „Plus-Minus“ Beitrag habe
ich verdeutlicht, dass die Steueramnestie ein
Fehlschlag war. Im Ergebnis sind zwar 900 Mio.
Euro in die Kasse gekommen, aber dies heißt
auch, dass gut 2 Mrd. Euro verschenkt wurden.
Notwendig ist jetzt, aus den gemeldeten Fäl-
len die Lehren zu ziehen und genau zu analy-
sieren, welche Lücken im Risikomanagement-
system dazu führten, dass die entsprechenden
Fälle in der Vergangenheit unentdeckt blieben.
Nur dann hätte die ganze Aktion einen nach-
haltigen Erfolg.

Mit kollegialen Grüßen
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Wie jedes Jahr folgte auch 2005
wieder eine illustre Schar von
Gästen aus Politik und Verwal-
tung sowie die Mitglieder des
dbb-Bundeshauptvorstandes
dem Ruf zur gewerkschaftspoli-
tischen Tagung des dbb nach
Bad Kissingen. Das Tagungs-
motto stand im Zeichen des
Reformkonzepts „Neue Wege
im öffentlichen Dienst“. 

Zu Beginn der Veranstaltung
stellte der dbb-Vorsitzende
Peter Heesen die Ziele des dbb
für den öffentlichen Dienst dar.
Er beschrieb die Situation, mar-
kierte unsere Forderungen und
zeigte die Lösungswege auf.
Der öffentliche Dienst ist lei-
stungsstark und reformierbar,
schöpft Rationalisierungsreser-
ven aus, ist innovativ, erfüllt
seine Aufgaben bürgergerecht
und leistet seinen Beitrag zum
Funktionieren eines modernen
Staates. Der dbb, die Interes-
senvertretung der Beamten,
Angestellten und Arbeiter im
öffentlichen Dienst, stellt sich
seiner Verantwortung und
gestaltet sinnvolle Verbesse-
rungen, geht voran und
bestimmt mit. Er tritt aber
genauso entschieden allen Ten-
denzen entgegen, die auf eine
Abschaffung des Berufsbeam-
tentums hinzielen. Er verteidigt
die hergebrachten Grundsätze
des Berufsbeamtentums, zeigt
aber auch, dass man sie moder-
nisieren kann. Er tritt dagegen
an, wenn zur Sanierung der
maroden Haushalte den
Beschäftigten des öffentlichen
Dienstes in die Tasche gegriffen
werden soll und zeigt alternati-
ve Lösungsmöglichkeiten auf.
Er gestaltet aktiv unseren Staat
mit. Dies waren Botschaften,
die Peter Heesen in seiner Ein-

führungsrede formulierte. Bun-
desinnenminister Schily trat
den Wünschen der Länder nach
Kompetenzverlagerung entge-
gen und lehnte einen Rückfall
in die Kleinstaaterei ab. Er
sprach an, dass  in den öffentli-
chen Kassen für Gehalts-
erhöhungen wenig Spielraum
sei und sagte verbindlich zu,
dass nun zügig ein Gesetzent-
wurf zu den vereinbarten Eck-
punkten zur Neuregelung des
Dienst- und Besoldungsrechts
der Beamten erarbeitet werden
wird. 
Der bayerische Finanzminister,
Prof. Dr. Kurt Faltlhauser, vertrat
die Position der Länder. Bayern
möchte die Kompetenzen für
Dienstrecht und Besoldung sei-
ner Landesbeamten in Bayern
allein regeln. Dies sei die Positi-
on der Staatsregierung, die
aber nun durch die gescheiterte
Kompetenzverlagerung im Rah-
men der Föderalismuskonfe-
renz nicht möglich sei. Deshalb
wird Bayern an der Umsetzung
der neuen Wege im öffentli-
chen Dienst mitarbeiten.
Faltlhauser stellte aber auch
klar, dass die Landesregierung
nicht einfach das Bundesrecht
übernehmen wolle, sondern
am Gesetzgebungsvorhaben
mitgestalten wolle.
In der Podiumsdiskussion zur
Lage des öffentlichen Dienstes
gaben die für den öffentlichen
Dienst zuständigen innenpoliti-
schen Sprecher der Bundestags-
fraktionen, Dr. Dieter Wiefels-
pütz (SPD), Hartmut Koschik
(CDU/CSU), Silke Stokar von
Neuforn (Bündnis 90/Die Grü-
nen), Max Stadler (FDP) einen
Überblick über ihre Positionen.
Alle Fraktionen wollen am
Berufsbeamtentum festhalten.

Die einen mehr, die anderen
weniger. Der Einsatz von
Beamten für hoheitliche Auf-
gaben war unbestritten. Alle
Abgeordneten zählten darun-
ter auch die Steuer- und
Finanzverwaltung.

Der rheinland-pfälzische
Finanzminister Gernot Mittler
bekannte sich in seinem Vor-
trag klar zum Berufsbeamten-
tum und zum Reformkonzept.
Rheinland-Pfalz trage die Eck-
punkte voll mit. 

Der Thüringer Innenminister
Dr. Karl-Heinz Gerner wandte
sich gegen eine Kompetenz-
verlagerung auf die Länder. Im
Hinblick auf das Eckpunktepa-
pier habe er Bedenken gegen
die Aufgabe der Laufbahn-
gruppen und bei der Leistungs-
bewertung.

Um das Thema Verwaltungs-
modernisierung, Rationalisie-
rung und den Einsatz von
Beamten ging es in Vorträgen
und in einem Streitgespräch
zwischen dem früheren Staats-
sekretär im Bundesinnenmi-
nisterium und Bürgermeister
in Berlin, Dr. Eckart Werthe-
bach, und dem früheren
Staatsminister und Vorstands-
vorsitzenden der Bundesan-
stalt für Arbeit, Florian Gerster.

Während Gerster hier die These
vertrat, dass man in einem
modernen Staat mit weniger
Beamten auskomme, deren
Einsatz auf die hoheitlichen
Tätigkeiten begrenzt werden
müsse, vertrat Dr. Werthebach
eher die These, dass der Einsatz
von Beamten notwendig und
richtig und zum Nutzen und
Wohl von Staat und Bürgern
sei. Das Vorschriftendickicht
müsse durchforstet werden.

Ein großes Aufgebot von Jour-
nalisten verfolgte die Tagung
und berichtete weit überwie-
gend positiv. Dass einige Über-
schriften einen falschen Ein-
druck vermittelten und einige
Kommentare neben der Sache
lagen, schmälert den Gesamt-
eindruck nicht. Ein positiver
Effekt der Veranstaltung in Bad
Kissingen besteht darin, dass
sie Gelegenheit bietet, mit
allen kompetenten Entschei-
dungsträgern in lockerer
Atmosphäre Meinungen und
Gedanken auszutauschen und
Gespräche zu führen.

Von Seiten der DSTG nahmen
alle Kolleginnen und Kollegen
teil, die über die DSTG oder
über die Landesbünde Sitz und
Stimme im Bundeshauptvor-
stand des dbb haben.  

4
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Wie steht es um Tarif- und
Besoldungserhöhungen im Jahr
2005?

Die Aussichten beschäftigen
naturgemäß die Kolleginnen
und Kollegen zu Beginn des
Jahres. Einige Medien wussten
zu berichten, dass der dbb
angeblich für das Jahr 2005 mit
einer Nullrunde einverstanden
wäre. Nach wie vor steht für die
Beamten der gesetzliche
Anspruch auf Teilhabe an der
allgemeinen Einkommensent-
wicklung. Die Einkommensent-
wicklung für 2005 ist derzeit im
einzelnen noch nicht überseh-
bar. Die zuständige Besoldungs-
kommission des dbb hat daher
bisher keine prozentuale Forde-
rung erhoben. Ebenso hat die
Tarifkommission der dbb tarif-
union noch keine lineare Forde-
rung zur Tarifrunde 2005 aufge-
stellt. 

Im Tarifbereich 
eine Paketlösung
Für den Tarifbereich wurde
beschlossen, die Neugestaltung
des Tarifrechts und die Tarifrun-
de 2005 materiell zusammen-
zufassen.

Die dbb tarifunion verzichtete
dabei auf die Festlegung einer
linearen Tarifforderung. Der
Entgelttarifvertrag wurde bis-
her nicht gekündigt, weil auch
zu berücksichtigen ist, dass die
Länder einseitig den Weih-
nachts- und Urlaubsgeldtarif-
vertrag gekündigt und die
Arbeitszeit einseitig verlängert
haben. Wäre von Gewerk-
schaftsseite nun der Entgeltta-
rifvertrag gekündigt worden,
hätte man auch über Kürzung
des Weihnachtsgeldes und die
Verlängerung der Arbeitszeit
verhandeln müssen. Dies wol-
len wir aber nicht. Dennoch ver-
zichten wir aber nicht auf das
den Beschäftigten zustehende

Volumen aus der Einkommens-
runde 2005. Dieses Volumen
soll aber vorrangig genutzt
werden, das neue Tarifrecht für
die Beschäftigten des öffentli-
chen Dienstes besser auszuge-
stalten. Die Verhandlungen um
ein neues Tarifrecht befinden
sich derzeit in der Schlusspha-
se. Sie werden allerdings nur
mit den Arbeitgebern Bund und
Kommunen geführt, weil die
Länder mit der einseitigen Kün-
digung der Tarifverträge über
Arbeitszeit, Urlaubs- und Weih-
nachtsgeld aus der Tarifge-
meinschaft ausgeschert und
auf Konfrontationskurs gegan-
gen sind. Ziel ist nun, die Ver-
handlungen mit dem Bund und
den kommunalen Arbeitgebern
zu einem Abschluss zu bringen. 

Die grundsätzliche Neurege-
lung des BAT beinhaltet auch
eine neue Bezahlungsstruktur
und eine neue Gehaltstabelle.
Sinnvoll ist daher, das rechneri-
sche Volumen für die Einkom-
menserhöhung 2005 gleich in
die neuen Vergütungstabellen
und das neue System einzube-
ziehen. Wenn dies mit den
Arbeitgebern Bund und den
Kommunen vereinbart ist, wird
versucht werden, mit den Län-
dern zu einem gleichen Ergeb-

nis zu kommen. Dies bedeutet
noch ein Stück harte Arbeit, der
sich die dbb tarifunion ent-
schlossen stellt.

Teilhabe im 
Beamtenbereich
Für den Beamtenbereich will
der dbb ebenfalls eine Teilhabe
an der allgemeinen Einkom-
mensentwicklung sicherstellen.
Der dbb erteilte der Forderung
von Bundesfinanzminister
Eichel und des Niedersächsi-
schen Finanzministers Möllring
nach einer Nullrunde eine deut-
liche Absage. Bei der 
46. Gewerkschaftspolitischen
Arbeitstagung in Bad Kissingen
zeigte sich der dbb-Vorsitzende
Peter Hessen verärgert, dass
verschiedene Unberufene, für
den öffentlichen Dienst wieder
einmal eine Nullrunde gefor-
dert haben. Er könne sich nicht
daran erinnern, dass von den
Gewerkschaften des öffentli-
chen Dienstes die laufenden
Entgelttarifverträge gekündigt
worden seien und Forderungen
nach linearer Einkommenser-
höhung beschlossen wären.
Jeder verantwortliche Gewerk-
schafter wisse, dass strukturelle
Reformen zumindest für den
Übergang Kosten verursachen,
wenn nicht gegen das Prinzip
des Vertrauensschutzes ver-
stoßen werden solle. Dies gelte
auch für die Einführung einer
Leistungsbezahlung. Es mache
keinen Sinn, Reformprozesse,
die in Arbeit sind, mit linearen
Zusatzforderungen zu belasten. 

Bei der Einkommensentwick-
lung im Beamtenbereich sieht
der dbb die Notwendigkeit
behutsam vorzugehen, wenn-
gleich nicht außer Acht gelas-
sen werden dürfe, dass die z. T.
exorbitanten Kürzungen einiger
Dienstherren beim Weih-
nachts- und Urlaubsgeld reale

Einkommensverluste von bis zu
8 % des Jahreseinkommens zur
Folge haben. Wichtig erscheint
es dem dbb auch, in einzelnen
Dienstbereichen die Möglich-
keit zum Aufstieg sachgerecht
aufzustocken. Hier wird vor
allem an die Bereiche Justiz,
Polizei und Steuerverwaltung,
aber auch den Technischen
Dienst gedacht. Immer öfter
würden Beamtinnen und
Beamte in höherwertigen Funk-
tionen eingesetzt, ohne dafür
das adäquate Einkommen zu
erhalten. 

Priorität hat die Umsetzung des
Eckpunktepapiers. Für die wirk-
same Umsetzung der Leis-
tungsbezahlung wird ein Ein-
kommensvolumen gebraucht.
Die Forderung nach einer linea-
ren Erhöhung zum jetzigen
Zeitpunkt würde die Realisie-
rung des Eckpunktepapiers
erschweren.

Gleichwohl werden sich die
zuständigen Gremien des dbb
auch mit der Einkommensrun-
de 2005 noch einmal befassen.
Dabei wird auch erörtert wer-
den, wie die Teilhabe an der all-
gemeinen Einkommensent-
wicklung durchgesetzt werden
kann. Es muss nicht unbedingt
eine lineare Forderung sein, so
wurde z. B. im Bereich der
Metallindustrie bei der letzten
Tarifrunde ein Einmalbetrag für
1 Jahr bezahlt. Klar ist, dass die
Realisierung von Forderungen
bei der Situation der öffentli-
chen Haushalte schwer fällt.
Dies heißt aber nicht, dass die
Beschäftigten des öffentlichen
Dienstes von der Teilhabe an
der allgemeinen Einkommens-
entwicklung abgehängt wer-
den dürfen. Denn sie haben die
leeren Kassen nicht verursacht
und müssen genauso wie alle
anderen Beschäftigten den
Lebensunterhalt ihrer Familien
finanzieren.

Denkbare Variante bei Tarif-
und Einkommensrunde 2005
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Am 6./7. Dezember 2004 fand
der 14. Landesverbandstag der
DSTG Nordrhein-Westfalen in
Düsseldorf statt, der im Zeichen
der Neuwahl des Landesvorsit-
zenden und der schwierigen
Situation der Steuerverwaltung
an Rhein und Ruhr stand. 

Werner Siggelkow, der den
DSTG-Landesverband 8 Jahre
lang erfolgreich geführt hat, trat
aus Altersgründen zur Wahl
nicht mehr an. Neben Meinolf
Guntermann (Bezirksverband
Westfalen-Lippe), Hans-Werner
Kaldenhoff (Bezirksverband Düs-
seldorf) stellte sich Arno Mett
(Fachgruppe Bauverwaltung)
zur Wahl. Das erwartete Kopf an
Kopf Rennen zwischen Gunter-
mann und Kaldenhoff konnte
letzterer für sich entscheiden.
Von den 201 abgegebenen gülti-
gen Stimmen fielen 106 Stim-
men auf Hans-Werner Kalden-
hoff, 93 Stimmen auf Meinolf
Guntermann sowie 
2 Stimmen auf Arno Mett. 

Besondere 
Herausforderung
In einem ersten Statement
machte Kaldenhoff deutlich,
dass die Übernahme des Spit-
zenamts in einer schwierigen
Zeit der Veränderung und des
Umbruchs in der öffentlichen
Verwaltung eine besondere Her-

ausforderung bedeute. Gemein-
sam mit seiner Landesleitung
werde er alles daran setzen, die
bisherige Gewerkschaftspolitik
der DSTG Nordrhein-Westfalen
erfolgreich fortzuführen. Kal-
denhoff betonte, dass der Kon-
takt zur Basis wichtig sei. Er wer-
de die gute Tradition seines Vor-
gängers fortsetzen und – soweit
dies der Terminkalender zulasse
– Gespräche mit und in den
Ortsverbänden führen. Die gra-
vierenden Veränderungen die in
der Steuerverwaltung anstehen,
müssten zum Wohle der Kolle-
ginnen und Kollegen aktiv mit-
gestaltet werden.

Kaldenhoff dankte seinem Vor-
gänger für die 38jährige, erfolg-
reiche und aufopferungsvolle
Tätigkeit in der DSTG. Unzählige
Kontakte mit Vertretern von
Politik und Verwaltung hätten
gezeigt, dass Siggelkow immer
als ein kompetenter und aner-
kannter Gesprächspartner auf-
trat. Die vielen Gespräche mit
den Kolleginnen und Kollegen
vor Ort seien für ihn eine wichti-
ge Grundlage der täglichen
Gewerkschaftsarbeit gewesen.
Mit zahlreichen Aktionen, so
z. B. mit der von ihm initiierten
Großdemonstration im Jahr
2003, habe er die Sorgen und
Nöte der Beschäftigten der
Finanzverwaltung auf die Straße
getragen. Für seine Verdienste

wählte der Landesverbandstag
einstimmig den scheidenden
Vorsitzenden 
Siggelkow zum Ehrenvorsitzen-
den des DSTG-Landesverbandes
NRW. Sichtlich gerührt nahm
Siggelkow den lang anhalten-
den Applaus der Delegierten
entgegen. 

Berufsbeamtentum
ist Erfolgsmodell
Die Delegierten des Landesver-
bandstags berieten und verab-
schiedeten neben 200 Anträgen
eine Entschließung zur Reform
des öffentlichen Dienstes. Darin
wird festgestellt, dass gerade
die Steuerverwaltung zeige,
dass das Berufsbeamtentum für
Gesellschaft und Staat ein
Erfolgsmodell sei. Es sichere den
Bürgerinnen und Bürgern eine
objektive und neutrale Einnah-
meverwaltung, die ein nicht
mehr durchschaubares Steuer-
recht kundenfreundlich umset-
ze. Die Eckpunkte der Bull-Kom-
mission könnten am Beispiel der
Steuerverwaltung widerlegt
werden, da sich die Finanzver-
waltung von einer Eingriffsver-
waltung der 50er Jahre zu einer
modernen, bürgerfreundlichen
und mitarbeiterorientierten Ver-
waltung gewandelt habe. Die
Ergebnisse der Bull-Kommission
bedienten vielmehr alte und
überholte Vorurteile und Kli-
schees über den öffentlichen
Dienst. 

Der Landesverbandstag mahnte
in Richtung der Politik, sich ohne
Einschränkungen zu den bun-
deseinheitlich geltenden Grund-
prinzipien des Berufsbeamten-
tums und des Flächentarifver-
trags zu bekennen. Die Landes-
regierung wird aufgefordert,
sich den Reformvorschlägen von
dbb und DSTG, die mit dem Eck-
punktepapier zur Reform des
öffentlichen Dienstes mit Bun-
desinnenminister Schily bereits
zu einer Vereinbarung geführt
haben, anzuschließen. 

Betriebsprüfung
stärken
Die DSTG erwartet von den poli-
tisch Verantwortlichen, dass sie
den fortschreitenden Perso-
nalabbau in der Finanzverwal-
tung endlich stoppen. Rund 2
600 Beschäftigte weniger seien
im Einsatz als noch vor 5 Jahren.
In der Betriebsprüfung fehlen
mittlerweile über 300 Kollegin-
nen und Kollegen. Der Perso-
nalabbau allein in diesem
Bereich verursacht jährlich Steu-
erausfälle von rund 300 Millio-
nen Euro, weil 3 500 Betriebe
nicht geprüft werden können.
Trotzdem plane die Landesregie-
rung weitere 2 400 Stellen in der
Steuerverwaltung zu streichen. 

Die Delegierten forderten die
Politik auf, den Personalabbau zu
stoppen und die Einstellungen
für Nachwuchskräfte in diesem
Jahr von 300 auf mindestens 400
und in den Folgejahren auf min-
destens 700 zu erhöhen. 

An der öffentlichen Veranstal-
tung nahmen neben dem DSTG-
Bundesvorsitzenden Dieter
Ondracek, Herr Günter Garbrecht
(SPD), Herr Wolfgang Dietrich
(CDU), Frau Edith Müller (Bünd-
nis 90/Die Grünen) sowie Frau
Angela Freimut (FDP) teil. 

Neben den Themen Steuerein-
nahmen und -ausfälle, Risikoma-
nagement und weitere Entwick-
lung der Steuerverwaltung wur-
de das Thema rund um die kw-
Vermerke diskutiert. 

Die Politik wurde mit dem Pro-
blem konfrontiert, dass die Orga-
nisationsuntersuchungen teil-
weise nicht in die Praxis umge-
setzt wurden, die im Hinblick auf
eine künftige Automationsunter-
stützung ausgebrachten kw-Ver-
merke jedoch weiterhin Bestand
hätten. 

Die Vertreterinnen und Vertreter
aus der Politik nahmen dieses
wichtige Problemfeld auf und
sagten zu, dass bestimmte kw-
Vermerke auf ihren Bestand hin
überprüft werden sollen. 
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Führungswechsel in NRW – 
Kaldenhoff warnt Land vor Alleingängen

Der neue Vorsitzende des DSTG-Landesverbandes Nord-
rhein-Westfalen, Hans-Werner Kaldenhoff, dankt seinem Vor-
gänger Werner Siggelkow. V.l.n.r.: Hans-Werner Kaldenhoff,
Manfred Lehmann (Vorsitzender BV Köln), Meinolf Gunter-
mann (Vorsitzender BV Westfalen-Lippe), Werner Siggelkow.



Z
Zur Vorbereitung des Jahres-
wirtschaftsberichts 2005 war
der dbb vom Staatssekretär im
Bundesministerium für Wirt-
schaft und Arbeit, Dr. Bernd
Pfaffenbach, zu einem Erörte-
rungsgespräch eingeladen
worden. An dem Gespräch
nahmen von Seiten des Bun-
desministeriums für Wirt-
schaft und Arbeit neben

Staatssekretär Dr. Pfaffenbach
die zuständigen Abteilungslei-
ter und Referenten teil. Das
Finanzministerium vertrat
Abteilungsleiter Dr. Peters. Die
Delegation des dbb wurde vom
stellv. dbb Bundesvorsitzenden
Dieter Ondracek angeführt. 

Nach den einleitenden State-
ments, abgegeben von Pfaffen-
bach und Peters, erläuterte
Ondracek die Position des dbb.
Er führte dabei aus, dass der
dbb nach den wirtschaftlichen
Daten von einem Wirtschafts-
wachstum in der Größenord-
nung von 1,5 % bis 1,7 % aus-
geht. Der Export, der die tra-
gende Säule des Wachstums
im vergangenen Jahr war, wird
nach Ansicht des dbb die
Rekordmarke des Jahres 2004

Die vom Bundesfinanzminister
angekündigte Nullrunde für
den öffentlichen Dienst ist aus
der Sicht des dbb nicht akzep-
tabel. Die Teilhabe des öffentli-
chen Dienstes an der gesamt-
wirtschaftlichen Entwicklung
muss gewährleistet werden.
So habe der öffentliche Dienst
im Jahr 2004 durch die Strei-
chung bzw. Kürzung von Weih-
nachts- und Urlaubsgeld sowie
die Verlängerung der Arbeits-
zeit bereits eine Minusrunde
hinnehmen müssen. Auch die
Beschäftigten des öffentlichen
Dienstes und ihre Familienan-
gehörigen sind Konsumenten
und steuern ihren Anteil zur
Binnenkonjunktur bei. Dies ist
aber nur möglich, wenn sie
über die entsprechende Kauf-
kraft verfügen. Wenn ein Teil
der Beschäftigten mit Nullrun-
den oder Minusrunden belas-
tet wird, fördert dies nicht die

nicht mehr spürbar überschrei-
ten können. Das Wachstum
könne daher nur aus dem Bin-
nenmarkt kommen. Die Bin-
nenkonjunktur blieb im Jahr
2004 weiterhin verhalten. Es
bedarf nach Ansicht des dbb
deutlicher Signale der Bundes-
regierung, die eine stimulie-
rende Wirkung auf den Bin-
nenmarkt auslösen. 
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Jahreswirtschaftsbericht 2005 
der Bundesregierung 

dbb: Konjunktur über
mehr Kaufkraft stärken

Staatssekretär im Bundeswirt-
schaftsministerium Dr. Pfaffen-
bach, Abteilungsleiter im Bun-
desfinanzministerium Dr. Peters
mit Abteilungsleiter und Refe-
renten des Bundeswirtschafts-
ministeriums.
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Binnenkonjunktur, sondern
schwächt sie.

Ondracek verlangte klare
Aussagen über die Zukunfts-
sicherungen. Wenn in der
politischen Diskussion von
Kürzungen der Renten und
Pensionen die Rede ist, stärkt
dies das Konsumverhalten
der Betroffenen ebenfalls
nicht. Sie legen vielmehr Ent-
behrliches als Notgroschen
für das Alter zurück. Dies ist
insgesamt deutlich sichtbar,
weil die Sparrate in der Bun-
desrepublik derzeit sehr hoch
ist und zum Teil von einem
ungesunden Angstsparen
herrührt. Mit klaren Aussa-
gen zu Pensionen, Renten
und Krankenversicherungs-
beiträgen könne die Bundes-

regierung positive Zeichen set-
zen.
Der stellv. dbb Vorsitzende
wies auch darauf hin,  dass die
von der Politik verursachten
Irritationen um die Hartz IV-
Gesetzgebung auf die Kon-
junktur drückten. Das langwie-
rige Gesetzgebungsverfahren
habe den betroffenen Beschäf-
tigten bei der Bundesagentur
für Arbeit große Schwierigkei-
ten bereitet, die jedoch gemei-
stert wurden. Damit werde ein
Beweis erbracht, wie wichtig
ein leistungsstarker öffentli-
cher Dienst ist. 
Im Übrigen müsse die Bundes-
regierung jetzt auch ihr
Augenmaß verstärkt darauf
richten, dass die so genannten
„Ein-Euro-Jobs“ nicht miss-

braucht werden. Es muss
sichergestellt werden, dass
nur zusätzliche Tätigkeiten
mit dieser Art Beschäftigung
erledigt werden können. Kei-
nesfalls wäre es akzeptabel,
originäre Aufgaben des
öffentlichen Dienstes durch
„Billigjobs“ zu ersetzen.

Ondracek wies auch darauf
hin, dass der fortgesetzte
Stellenabbau im öffentlichen
Dienst dazu führe, dass wich-
tige Staatsaufgaben nicht
mehr ausreichend wahrge-
nommen werden können. Im
Bereich der Steuerverwaltung
gingen beispielsweise wegen
nicht sachgerechter Personal-
ausstattung Milliarden an
Einnahmen verloren. Hinzu
komme, dass jeder Abbau

von Planstellen im öffentlichen
Dienst am Ende der Kette die
Arbeitslosenzahlen erhöht.
Insofern haben die öffentli-
chen Arbeitgeber eine andere
Rechnung aufzustellen, als
dies möglicherweise in der Pri-
vatwirtschaft geschieht.  

Ondracek verlangte Regelun-
gen, um den zunehmenden
Umsatzsteuerbetrug einzu-
dämmen. Diese Problematik
ist nicht nur unter Einnahmen-
gesichtspunkten zu sehen. Der
Umsatzsteuerbetrug führt
auch zu Wettbewerbsverzer-
rungen, bei denen insbesonde-
re ehrliche Unternehmer
benachteiligt werden. Diesen
Aspekt müsse gerade das Bun-
deswirtschaftsministerium im
Auge haben.

Ziel geführt hat oder keinen
Erfolg verspricht.

Diese Regelung ist besser als
nichts, aber immer noch eine
entscheidende Hürde für die
Kontrolle bei der Einkommens-
art Kapitalvermögen. Über die-
sen Weg kann aber nur abgeru-
fen werden, ob jemand in
Deutschland ein Konto hat,
Kontostände oder Kontobewe-
gungen erfährt man darüber
aber nicht.

Nach § 24 c KWG haben die
Kreditinstitute eine Datei zu
führen, mit der folgende Daten
zu speichern sind:
1. Die Nummer eines Kontos,

das der Verpflichtung zur
Legitimationsprüfung im
Sinne der Abgabenordnung
unterliegt oder eines
Depots sowie der Tag der
Einrichtung und der Tag der
Auflösung;

2. der Name sowie bei natürli-
chen Personen der Tag der
Geburt des Inhabers und
eines Verfügungsberechtig-
ten sowie der Name und 
die Anschrift eines abwei-
chenden wirtschaftlich
Berechtigten. 

Bei jeder Änderung einer Anga-
be ist unverzüglich ein neuer
Datensatz anzulegen. Die
Daten sind nach Ablauf von drei
Jahren nach der Auflösung des
Kontos oder Depots zu löschen. 

Nur diese Daten stehen für den
automatisierten Abruf der Kon-
toinformation zur Verfügung.
Zugriff auf diese Daten hat das
Bundesamt für Finanzen, das
über die Bundesanstalt für
Finanzdienstleistung (Bafin)
den Zugriff organisieren kann.
Die Verwaltung ist derzeit
dabei, konkret zu regeln, wie
der Finanzamtsbearbeiter an
die entsprechenden Daten
kommt. Im Zeitalter der Auto-
mation muss es nach Ansicht
der DSTG möglich sein, ein
rationelles Verfahren zu instal-
lieren, das eine elektronische
Abwicklung zwischen Finanz-
amt und Bundesamt der Finan-
zen sicherstellt. Das Bundesamt
für Finanzen arbeitet seiner-
seits daran, einen möglichst
unkomplizierten Weg zur Bafin
zu finden, damit die Anfragen
auch schnell erledigt werden
können.  Die DSTG ist der Mei-
nung, dass über die Rechenzen-

„Der gläserne Bankkunde“, „Das
Bankgeheimnis steht nur noch
auf dem Papier“, „Das Bankge-
heimnis wird in diesem Jahr
faktisch abgeschafft“, so und
ähnlich lauten die Schlagzeilen
in der Presse. Was steckt hinter
diesen Meldungen?

Die DSTG fordert seit langem,
zur Verbesserung der Verifikati-
onsmöglichkeit § 30 a aus der
Abgabenordnung zu streichen.
Diese Forderung der DSTG fand
bisher im Bundestag keine
Mehrheit. Niemand regt sich
auf, wenn Lohnsteuerdaten
elektronisch dem Finanzamt
zugeleitet werden. Niemand
regt sich auf, wenn die Renten-
daten elektronisch dem Finanz-
amt überspielt werden. Groß ist
die Aufregung aber immer
dann, wenn es darum geht,
Transparenz in die Einkom-
mensart Kapitalvermögen zu
bringen. Große Widerstände
gab es schon allein beim Geset-
zesvorhaben, das den Banken
einheitliche Erträgnisaufstel-
lungen vorgab. Dies ist aber
nun Gesetz. Die Erträgnisauf-
stellung geht jedoch nicht ans
Finanzamt, sondern an den ent-

sprechenden Bankkunden. Die
elektronische Meldung dieser
Erträgnisaufstellung an die
Steuerbehörde wäre leicht zu
regeln gewesen. Dies scheiterte
an den Widerständen der Geld-
lobby. 

Gesetz wurde aber eine
Zugriffsmöglichkeit auf die
Kontenstammdaten. In die
Abgabenordnung wurde ein
§ 93 b eingefügt, der den auto-
matisierten Abruf von Kontoin-
formationen regelt. Danach
darf das Bundesamt für Finan-
zen auf Ersuchen der für die
Besteuerung zuständigen
Finanzbehörden bei den Kredit-
instituten einzelne Daten aus
den zu führenden Dateien im
automatisierten Verfahren
abrufen und sie an die ersu-
chende Finanzbehörde über-
mitteln. 

Nach § 93 Absatz 7 AO kann die
Finanzbehörde über das Bun-
desamt für Finanzen einzelne
Daten aus der entsprechenden
Datei abrufen, wenn dies zur
Festsetzung oder Erhebung von
Steuern erforderlich ist und ein
Auskunftsersuchen an den
Steuerpflichtigen nicht zum
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Kontenabrufverfahren 
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tren auf dem Sachbearbeiter-
bildschirm eine entsprechende
Abfragemaske angeboten wer-
den muss, die am Bildschirm
ausgefüllt und elektronisch
weitergeleitet wird. Wenn dies
gewährleistet wird und die
schnelle Rückantwort sicherge-
stellt werden kann, ist diese
Kontoabfrage ein praktikables
Mittel, um in Einzelfällen
Klärungen herbeiführen zu kön-
nen.
Problematisch erscheint der
DSTG allerdings eine andere
Regelung. In  § 93 Abs. 8 der AO

ist geregelt, dass alle anderen
Behörden, bei denen bei
Sachentscheidungen Begriffe
des Einkommensteuergesetzes
eine Rolle spielen, entsprechen-
de Kontenabfragen über die
Finanzbehörden veranlassen
können. § 93 Abs. 8 AO sagt:
„Knüpft ein anderes Gesetz an
Begriffe des Einkommensteuer-
gesetzes an, soll die Finanz-
behörde auf Ersuchen der für
die Anwendung des anderen
Gesetzes zuständigen Behörde
oder eines Gerichtes über das
Bundesamt für Finanzen bei

den Kreditinstituten einzelnen
Daten aus den nach § 93 b Abs.
1 zu führenden Dateien abrufen
und der ersuchenden Behörde
oder dem ersuchenden Gericht
mitteilen, wenn in dem Ersu-
chen versichert wurde, dass
eigene Ermittlungen nicht zum
Ziele geführt haben oder keinen
Erfolg versprechen.“
Gerade im Zuge der Umsetzung
von Hartz IV ist es denkbar, dass
hier eine große Anzahl von
Anfragen an die Finanzämter
erfolgen wird. Dies bedeutet im
Klartext, dass die arbeitsmäßig

ohnedies hochbelastete Steuer-
verwaltung noch Zusatzarbei-
ten für andere Behörden über-
nehmen soll. In jedem Fall for-
dert die DSTG, dass auch hier
ein möglichst rationelles Ver-
fahren für die Erledigung instal-
liert wird, das die Kolleginnen
und Kollegen in den Finanzäm-
tern möglichst wenig belastet.
In den OFDen werden derzeit
Überlegungen angestellt, wie
dies alles händelbar ist. Dabei
muss das Bestreben aller sein,
Mehrarbeit, soweit es eben
möglich ist, zu verhindern.

Er dankte den Ausscheidenden
für ihren Einsatz und ihr Engage-
ment und meinte seinerseits zur
politischen Entscheidung, dass er
an dieser Stelle dazu gar nichts
mehr sagen möchte. Auch diese
Nichtaussage macht deutlich,
dass die DSTG Baden-Württem-
berg die Auflösungsentschei-
dung der Landesregierung nicht
mitträgt. Der DSTG-Bundesvor-
sitzende Dieter Ondracek, der an
der Feierstunde teilnahm, dankte
Oberfinanzpräsident Dieter
Riempp und Finanzpräsident
Uwe Schnackenburg für die gute
und konstruktive Zusammenar-
beit in den Jahren ihrer Amts-
führung. Er wünschte Beiden
trotz des „Ärgers“ über ihren
frühzeitigen Abschied einen
erfüllten dritten Lebensabschnitt
und beste Gesundheit. 
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Doppelter Abschied nach Auflösung der OFD 

V.l.n.r.: Finanzminister Gerhard Stratthaus,
DSTG-Bundesvorsitzender Dieter Ondracek, Prä-
sident der Steuerberaterkammer Stuttgart Franz
Longin, Oberfinanzpräsident a. D. Dieter Riempp,
Finanzpräsident a. D. Uwe Schnackenburg.

Der Finanzminister des Landes
Baden-Württemberg, Gerhard
Stratthaus, hatte zu einem
besonderen Abschied in den
weißen Saal des Neuen Schlos-
ses in Stuttgart geladen. Es war
ein zweifacher Abschied für
Oberfinanzpräsident Dieter
Riempp und Finanzpräsident
Uwe Schnackenburg. Dieser
ungewöhnliche Doppelabschied
steht im Zusammenhang mit
der im Zuge der Verwaltungsre-
form verfügten Auflösung der
OFD Stuttgart. Viele der gela-
denen Gäste nahmen daher mit
sehr gemischten Gefühlen an
der Veranstaltung teil. Dass die
Auflösung der OFD Stuttgart
nicht den großen Beifall findet,
war aus allen Reaktionen deut-
lich hörbar. Selbst Finanzmini-
ster Stratthaus räumte in seiner
Rede ein, dass diese Entschei-

dung der Landesregierung
umstritten sei. Die Auflösung
der OFD Stuttgart bedeutet für
Oberfinanzpräsident Dieter
Riempp, dass er entgegen sei-
nen Plänen ein Jahr vor der
gesetzlichen Grenze in den
Ruhestand versetzt wurde.
Oberfinanzpräsident Staschik
als Doyan  der Oberfinanzpräsi-
denten sprach es deutlich an,
der engagierte Oberfinanzpräsi-
dent Riempp, der Reformer
Riempp, der Organisator und der
Rationalisierer Riempp werde
nun von der Landesregierung
wegrationalisiert. 
Dass dies den Betroffenen
schmerzt, war in der Rede von
Oberfinanzpräsident Riempp
deutlich spürbar. Als loyaler
Beamter habe er sich in seinem
Berufsleben daran gewöhnt,
dass das, was von oben komme,

immer richtig sein müsse.
Riempp zeigte auf, was die
Mannschaft der Oberfinanzdi-
rektion Stuttgart in der Vergan-
genheit geleistet habe und
dankte dabei allen, die enga-
giert in den letzten Jahren mit-
gearbeitet haben. Auch in dieser
Stunde machte er deutlich, dass
Reformen notwendig seien. Er
trat erneut dafür ein, dass die
Steuerverwaltung eine Bundes-
verwaltung werden müsse, weil
so am rationellsten gearbeitet
werden könne. Diese Position
fand beim Finanzminister des
Landes Baden-Württemberg kei-
nen Beifall. 

Finanzpräsident Uwe
Schnackenburg machte eben-
falls kein Hehl daraus, dass er
über die Auflösung der OFD
Stuttgart nicht glücklich ist. Er
persönlich zog die Konsequenz,
die Auflösung zum Anlass zu
nehmen und vorzeitig in den
Ruhestand einzutreten. Aus-
drücklich dankte Finanzpräsi-
dent Schnackenburg der DSTG
für ihren Einsatz um den Erhalt
des Dienstsitzes Stuttgart. Er
begrüßte die Zusage von Finanz-
minister Stratthaus, wonach die
Auflösung behutsam vorgenom-
men werde und Beschäftigte der
OFD Stuttgart noch bis zu fünf
Jahren in Stuttgart tätig sein
könnten. 

Der DSTG-Landesvorsitzende
Franz Riß sprach in seiner Eigen-
schaft als Vorsitzender des
Bezirkspersonalrates Stuttgart.



IIm Zusammenhang mit dem
Antrag der CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion „Ein modernes
Steuerrecht für Deutschland –
Konzept 21“ und dem Gesetz-
entwurf der FDP-Fraktion zur
Reform der Einkommensteuer
und zur Abschaffung der
Gewerbesteuer war die DSTG
am 19. Januar 2005 durch ihren
stellvertretenden Bundesvorsit-
zenden Thomas Eigenthaler bei
einer Sachverständigenan-
hörung im Finanzausschuss des
Deutschen Bundestags vertre-
ten. Eigenthaler äußerte
gegenüber den Abgeordneten
erhebliche Zweifel, ob eine
grundlegende Reform in über-
schaubarer Zeit überhaupt
möglich und finanzierbar sei. Er
empfahl vielmehr ein stufen-
weises und sorgfältig durch-
dachtes Vorgehen.  „Fällen Sie
nicht einen Baum, ohne zu wis-
sen, was nachwächst. Aber
beschneiden Sie den Wild-
wuchs der letzten Jahre!“, lau-
tete seine Mahnung an die
Finanzpolitiker.

Subventions- und
Lenkungsnormen
beseitigen

Neben der DSTG sprach sich die
Mehrzahl der Sachverständigen
für die Notwendigkeit einer
grundlegenden Vereinfachung
sowie für eine stärkere interna-
tionale Wettbewerbsfähigkeit
des deutschen Steuerrechts
aus. Der Bürger müsse das
Steuerrecht wieder verstehen
können, auch in sprachlicher
Hinsicht. Die Steuerrechtswis-
senschaftler Prof. Paul Kirchof,
Prof. Joachim Lang und Frau
Prof. Johanna Hey begrüßten
die Konzepte als notwendigen
und wichtigen Beitrag zur Steu-
erreformdiskussion. Frau Prof.
Hey machte deutlich, dass die
Reform der Einkommensteuer

zwingend mit einer Novellie-
rung der Gewerbebesteuerung
einhergehen müsse. Das
Augenmerk sei bei der Erneue-
rung des Einkommensteuer-
rechts nicht vorrangig auf die
Reduzierung der Steuersätze zu
richten. Vielmehr sei es wichtig,
Subventions- und Lenkungsnor-
men zu beseitigen. Lediglich bei
der Unternehmensbesteuerung
bestehe – gerade im europäi-
schen Vergleich – ein
Steuersatzproblem. Der inter-
nationale Steuerwettbewerb
führe für hiesige Unternehmen
speziell nach der EU-Osterwei-
terung zu einer verschärften
Lage. Die Reform der Unterneh-
menssteuer könne daher nicht
bis zur nächsten Legislaturperi-
ode warten. 

Reformbedarf ergebe sich
zudem aus der Europarechts-
widrigkeit zahlreicher deut-
scher Steuernormen. Notwen-
dige Angleichungen an die
Rechtsprechung des Europäi-
schen Gerichtshofs würden das
deutsche Steuerrecht erheblich
komplizieren. 

Finanzierung 
nicht geklärt

Die Steuerexperten beleuchte-
ten daneben die Finanzierbar-
keit der Reformmodelle von
Union und FDP. Die Steuermin-
dereinnahmen lägen zwischen
10,5 (CDU/CSU-Modell) und
rund 26 Milliarden Euro beim
FDP-Gesetzentwurf. Neben
weiteren Sachverständigen
machte der stellvertretende
DSTG-Bundesvorsitzende Tho-
mas Eigenthaler deutlich, dass
diese erheblichen Finanzie-
rungsdefizite – auch im Lichte
des europäischen Stabilitäts-
pakts – nicht tragbar seien.
Selbst die durch Streichung von
Steuervergünstigungen und
Subventionen geänderte
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Steuerbaum nicht
fällen, aber Wildwuchs
beseitigen! 
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Bemessungsgrundlage könne
die negativen fiskalischen Aus-
wirkungen der geplanten Tarif-
senkungen nicht auffangen. 

Eigenthaler stellte klar, dass die
DSTG beide Steuerkonzepte in
ihrer Grundrichtung unterstüt-
ze, da mit der Leitlinie „weniger
Ausnahmen – niedrigere Steu-
ersätze“ die Modelle in die rich-
tige Richtung gingen. Neue
Ansätze könnten jedoch nur in
Stufen und anhand bestehen-
der Gesetzesmaterie durch-
und umgesetzt werden. Die
schrittweise Reform am beste-
henden Regelwerk hätte neben
minimierten Haushaltsrisiken
und weniger Umstellungs-
schwierigkeiten auch den Vor-
teil, dass die vorhandene Steu-
errechtsprechung weiterhin
Bestand hätte und Rechtssi-
cherheit gewährleiste. Eigent-
haler merkte kritisch an, dass
beide Entwürfe die zu strei-
chenden „Steuervergünstigun-
gen“ eher im Arbeitnehmerbe-
reich ansiedelten, den Unter-
nehmenssteuerbereich – und
dort vor allem die Gewinn-
ermittlung – nahezu ausspar-
ten. Dies habe mit Gerechtig-
keit nicht viel zu tun.

Schwächen müssen
beseitigt werden

Die DSTG wies in ihrer Stellung-
nahme auf Detailschwächen in
den Konzepten hin. Der Arbeit-

nehmerpauschbetrag, der letzt-
lich auch die Mehrarbeit in den
Finanzämtern reduziert, sollte
nicht – wie im FDP-Gesetzent-
wurf vorgesehen – abgeschafft
bzw. nach den Unionsvorschlä-
gen gekürzt werden. Die von
der FDP befürwortete vollstän-
dige Streichung der steuerli-
chen Abzugsfähigkeit von Fahr-
ten zwischen Wohnung und
Arbeitsstätte müsse überdacht
werden. Im Konsens mit weite-
ren Sachverständigen wurde
vorgetragen, dass Fahrten zur
Arbeit dann zwingend Wer-
bungskosten seien, wenn die
Fahrten zur Sicherung und
Erhaltung der Einnahmen not-
wendig seien. Bei der heutzuta-
ge gebotenen Mobilität der
Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer stoße die Einschätzung
auf erhebliche Bedenken, es sei
immer eine private Entschei-
dung im Rahmen der Lebens-
führung des Steuerbürgers, wie

er seine Berufstätigkeit organi-
siere. 

Die vorgeschlagene Abschaf-
fung der Gewerbesteuer
bezeichnete Eigenthaler als
einen ersten Schritt auf Unter-
nehmenssteuerreform hin. Die-
se Steuerart sei arbeitsaufwän-
dig und im europäischen Ver-
gleich ein Fremdkörper. Sie füh-
re zu vielen Abgrenzungsfragen
und sei Ursache für viele
Rechtsstreite. Gesichert werden
müsse jedoch die Kompensati-
on, um den Gemeinden eine
gesicherte finanzielle Basis zu
erhalten.

Im Hinblick auf die geplanten
Tarifsenkungen in beiden Kon-
zepten stellte Eigenthaler infra-
ge, ob mit der Senkung von
Steuersätzen mehr Steuer-
ehrlichkeit erreicht werde. Am
Beispiel des Steueramnestiege-
setzes habe man erkennen kön-
nen, dass trotz eines Discount-

steuertarifs von durchschnitt-
lich 15 % die im Haushalt
bereits veranschlagten fünf
Milliarden Euro nicht einge-
nommen werden konnten. Nur
rund 900 Millionen Euro seien
bis Ende letzten Jahres einge-
gangen. Das Vertrauen des
Steuerbürgers müsse letztlich
mit einem verlässlichen und
planbaren Steuerrecht zurück-
gewonnen werden; der fieber-
hafte Steueraktionismus des
Gesetzgebers zum Ende eines
jeden Jahres müsse endlich auf-
hören.

Die DSTG richtete den Blick
auch auf Fragen der Adminis-
trierbarkeit der Steuerkonzepte,
denn neben der notwendigen
Diskussion um Steuervereinfa-
chung dürfe die personal- und
sachgerechte Ausstattung der
Finanzverwaltung nicht außer
Acht gelassen werden. Verein-
fachung und Verbesserung von
Datenübermittlung und -verar-
beitung – gefordert in beiden
Reformen – sei nur mit bundes-
weit einheitlichen Datenverar-
beitungsprogrammen und glei-
chen Standards in der Hard-
ware möglich.

Grundkonsens der Anhörung
war damit, dass Steuervereinfa-
chung das wichtigste Ziel künf-
tiger steuerpolitischer Maßnah-
men sein müsse. Es bleibt abzu-
warten, ob diese Grundeinsicht
bei weiteren Steuerreformen
berücksichtigt wird. 
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„Neue Wege im öffentlichen
Dienst“ wollen der dbb, ver.di
und der Bundesinnenminister
beschreiten. Die drei sonst so
ungleichen Partner haben der
Öffentlichkeit Anfang Oktober
ein Eckpunktepapier zur Dienst-
rechtsreform vorgelegt, das in
der Presse teilweise euphorische
Reaktionen ausgelöst hat. „Mit
den Eckpunkten als Grundlage
für eine neue Gesetzgebung
beginnt eine bürokratische
Revolution“, heißt es in der Süd-
deutschen Zeitung. Mit der Ein-
stiegslaufbahn sollen die Lauf-
bahnschranken fallen und ein
belastbares System der Leis-
tungsbezahlung eingeführt
werden.

Was neu ist: Diese „Eckpunkte“
hat nicht der Bundesinnenmini-
ster allein vorgelegt. Sie wurden
verhandelt und ausgehandelt in
einer paritätisch besetzten
Arbeitsgruppe des Bundesin-
nenministeriums und des dbb.
Welches politische Schicksal das
ambitionierte Projekt auch
immer erfahren wird: Der dbb
hat den „Hut in den Ring“
geworfen. Man spürt Origina-
lität und einen Neubeginn. 

Erinnerung an die 
Besoldungsreform 1927

Die Gedanken werden dabei
spontan auf das Jahr 1927
gelenkt. Damals wurde das
Besoldungsrecht auf eine neue
Grundlage gestellt – kurz bevor
Reichskanzler Brüning mit sei-
nen Notverordnungen diese zar-
te Reformpflanze wieder zertrat. 

Eine weitere historische Paralle-
le zum „Eckpunktepapier“: Erst-
malig wurden dbb und der Bund
Deutscher Reichssteuerbeamten
(BDR), der Vorläufer der DSTG in
der Weimarer Republik, in allen
Phasen des Gesetzgebungsver-
fahrens beteiligt. Nicht als Ver-
handlungspartner, aber immer-
hin. Der Beamte als Relikt des

Fürstendieners im absolutisti-
schen Verwaltungsstaat mutier-
te zum selbstbewussten Staats-
bürger, der sein Schicksal über
seine Gewerkschaft selbst in die
Hand nimmt. Der dbb mit sei-
nen über 1,2 Millionen Mitglie-
dern und der BDR hatten sich
durch Fusionen – wir berichte-
ten darüber – zu einer gesell-
schaftlichen Kraft entwickelt,
die in der Weimarer Politik star-
ke Beachtung fand. 

Skandalöse Ausgangs-
lage: die Verarmung der
Beamten

Die Ausgangslage für die Besol-
dungsreform war ein sozialpoli-
tischer Skandal. Die Finanzen
der Beamten waren durch die
Inflation zerrüttet. Die Wirt-
schaft boomte, die Beamten-

gehälter waren eingefroren.
Beamtenfamilien galten als
arm. Die neuen Reichen schau-
ten mitleidig auf sie herab. Ihre
Bezüge waren auf dem Vor-
kriegsniveau festgeschrieben. 

„Heute sind die Bezüge in allen
Gruppen so knapp geworden,
dass sie nur bei bescheidenster
Lebensführung ein Auskommen
gestatten, aber ohne jede Mög-
lichkeit, ausreichende Rücklagen
für außerordentliche und unvor-
hergesehene Bedürfnisse zu
machen und unter weitgehen-
dem Verzicht auf die Befriedi-
gung kultureller Bedürfnisse.
Werden besondere Ausgaben
irgendwelcher Art nötig, sei es
bei der Geburt eines Kindes, bei
Krankheiten oder Todesfall, sei
es auch nur infolge dringender
Erneuerungsbedürftigkeit von

Gebrauchsgegenständen, so
steht dem der Beamte hilflos
gegenüber und muss Gehaltsvor-
schüsse, Notstandsbeihilfen und
Unterstützungen in Anspruch
nehmen, da er infolge der Inflati-
on nicht mehr auf Sparbeiträge
oder gar eigenes Vermögen
zurückgreifen kann“, heißt es in
einer Analyse des Reichsfinanz-
ministeriums, das für Beamten-
besoldung federführend war. 

Die Gefahren für die junge Repu-
blik erkannte der Reichsfinanz-
minister klar: „Dieser Zustand
birgt große Gefahren für den
Staat in sich. Die Deutsche Repu-
blik braucht Beamte, die sich in
vorbildlicher Pflichttreue mit
ihrer ganzen Kraft in den Dienst
ihres Amtes stellen und mit ihrer
ganzen Persönlichkeit für den
Staat eintreten. Diese Beamten
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wird der Staat aber nur haben,
wenn er ihnen auch eine gewis-
se Sicherheit in ihrer Lebens-
führung bietet, die nicht nur auf
der Lebenslänglichkeit der Stelle
und der Aussicht auf Ruhegehalt
und Hinterbliebenenbezüge,
sondern in erster Linie auf einer
zureichenden Bezahlung beru-
hen muss, wenn nicht der
Beamtenberuf an Anziehungs-
kraft entbehren soll.“

Der Reichsfinanzminister ent-
deckte eine besondere Kausa-
lität: „Je zufriedener der Beamte
mit seinen Arbeitsbedingungen

ist, desto souveräner und zuvor-
kommender tritt er dem Bürger
gegenüber, desto positiver wird
das Bild des Bürgers vom Staate
geprägt. Das Auftreten der
Beamten und die von ihnen
ausgehende Gesinnung dem
Staate gegenüber wirkt über-
aus stark auf die Bevölkerung
ein. In seinem Auftreten, von
seiner Zufriedenheit oder
Unzufriedenheit schließt die
Bevölkerung auf diesen Staat
und sein Wesen.“ 

Tauschecke
� Steuersekretär (A 6) aus Rheinland-Pfalz (OFD Koblenz) sucht
dringend einen Tauschpartner/in aus dem Bereich der OFD
Frankfurt/M. Versetzungsantrag wurde bereits gestellt. Auch
Ringtausch möglich. Tel. 01 78/3 08 10 62.

� Welcher A 9er aus Rheinland-Pfalz oder dem Saarland möch-
te nach Nordrhein-Westfalen wechseln? Bitte meldet euch
dringend unter folgender Tel.-Nr. 01 72/2 14 98 26 oder e-mailt
mir an Patricia.Malcherek@mediatec.biz. 

� StI’in z. A. aus Baden-Württemberg (Finanzamt Esslingen
OFD Stuttgart) sucht aus familiären Gründen dringend einen
Tauschpartner/in aus Sachsen-Anhalt, Thüringen, Branden-
burg oder Niedersachsen. Bitte melden unter 
Tel. 0 39 46/90 14 76 oder jaeger.christiane@web.de.

� Welcher/r Steueroberinspektor/in (A 10) aus Niedersachsen
(OFD Hannover) sucht einen Tauschpartner aus Nordrhein-
Westfalen (OFD Düsseldorf)? Bitte meldet euch unter 
01 76/21 00 60 94.

� StAI’in aus Hessen, Finanzamt Wiesbaden I (OFD Frankfurt
a. M.)  sucht Tauschpartner/in aus dem Bereich der OFD Karls-
ruhe Finanzämter: Leonberg, Stuttgart, Ludwigsburg und
Pforzheim. Tel. d.: 06 11/81 33 36, p.: 0 61 23/7 15 62.

� StS’in (A 6) aus Schleswig-Holstein, FA Rendsburg, sucht drin-
gend aus familiären Gründen eine/n Tauschpartner/in aus
NRW. Bevorzugte FÄ Wesel, Borken, Recklinghausen, Gladbeck,
Marl. Bitte meldet euch bei mir unter 01 77/6 35 23 58.

� StHS (A 8) aus Schleswig-Holstein muss dringend ab III/05
nach Baden-Württemberg, z. B. FA Ulm. Wer möchte tauschen?
Tel. 01 74/1 98 96 23 auch SMS.

� Ich bin StI’in (A 9), FA Köln-Süd, OFD Düsseldorf, und möchte
zur OFD Frankfurt/Main wechseln. Bevorzugte FÄ sind Fried-
berg, Frankfurt, Gießen, Hanau, Bad Homburg, also alles, was
in weniger als 1 Stunde Fahrtzeit zu erreichen ist. Tel. 0 60 32/
86 77 86, E-Mail: andrea und uwe.vaupel@t-online.de

� Steueramtfrau (A 11) aus Hessen sucht Tauschpartner aus
Rheinland-Pfalz (A 11 oder A 10), auch Ringtausch. 
Tel. 0 69/24 45 28 47.

� Steueroberinspektorin (A 10) aus der OFD Düsseldorf (FA
Oberhausen-Nord) sucht dringend aus privaten Gründen einen
Tauschpartner/in aus dem Bereich der OFD Münster, ggf. auch
im Wege des Ringtausches. Ein Versetzungsantrag ist bereits
gestellt. Bitte melden unter Tel. 0171/2 66 88 04 oder 02 08/
6 49 91 33 oder Volker.Deptolla@tiscali.de.

Fortsetzung auf Seite 16
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Reichsfinanzminister war
damals Heinrich Köhler (Zen-
trum). Als beurlaubter Zollbe-
amter gehörte er der Reichsfi-
nanzverwaltung an. Köhler war
Mitglied des vierten Kabinetts
von Heinrich Marx (Zentrum),
in dem erstmals die Deutschna-
tionalen am rechten Rand des
Parteienspektrums saßen.

Der Mitteldeutsche
Beamtentag in Magde-
burg – Köhler informiert

Reichfinanzminister Köhler
stieß die Besoldungsreform
1927 an mit einer Geste, die
damals BDR und dbb ebenso
erstaunt wie dankbar aufnah-
men: Er unterrichtet als erste
den dbb und seine Mitglieds-
verbände über seine Pläne –
auf dem Mitteldeutschen
Beamtentag am 9. September
1927 in den „prächtigen Räu-
men“ der neuen Stadthalle in
Magdeburg. 

Etwa 6 000 Kolleginnen und
Kollegen waren aus allen Teilen
des Reiches nach Magdeburg
„gepilgert“, um aus erster Hand
über das Projekt „Besoldungs-
reform 1927“ informiert zu
werden. Köhler: „Die Not der
Beamten darf nicht nur im
Reichsfinanzministerium und
in der Beamtenpresse deutlich
werden. Das muss hinausdrin-
gen in das letzte Dorf, sodass
dieses fürchterliche Wort, ,die
Beamten fressen den Staat
auf‘, endlich einmal ad absur-
dum geführt wird.“ Die Beam-
ten seien eine gesellschaftliche
Kraft von über 1,5 Millionen
Amtsträgern und – wenn man
die Familienangehörigen noch
dazu rechne – von insgesamt
über 4,5 Millionen Menschen -
ein gewaltiges Potenzial, „das
den Staat lenkt und erhält“.

Die Änderungen des Besol-
dungsrechts verdienen kaum
den Namen Reform, aber sie
waren ein Zeichen des Auf-
bruchs in einer dumpfen, läh-
menden Resignation.  

Das alte System der aufsteigen-
den und festen Gehälter wurde
beibehalten, die Zahl der Besol-

dungsgruppen aber wesentlich
verringert. Gleiche Funktions-
gruppen wurden zusammenge-
fasst und  „mit einer automati-
schen Aufrückung ausgestattet“.
„Die Neuregelung wird zehntau-
senden Beamten im Reich und
in den Ländern der jetzigen
Anfangsgruppen wieder die
Möglichkeit des weiteren
Vorrückens geben“, versprach
Heinrich Köhler. 

Besonders herausgehobene
Dienstposten wurden mit „fest-
en unwiderruflichen und pen-
sionsfähigen Zulagen“ ausge-
stattet.

Das System der Kinderzulage
wurde vereinfacht. Die Differen-
zierung nach dem Alter der Kin-
der wurde beseitigt. Bis zum 21.
Lebensjahr wurde ein einheitli-
cher Zuschlag von 
20 Reichsmark monatlich
gezahlt.

Also besonders vordringlich galt
die lineare Erhöhung der Grund-
gehälter. Köhler sah darin „den
wesentlichsten Teil der neuen
Regelung“. Er hatte hierzu im
Kabinett einen harten Kampf
auszufechten. Zunächst war nur
eine 10 %ige Erhöhung vorgese-
hen. „Die von mir im Laufe der
letzten Wochen selbst vorge-
nommene Prüfung der Verhält-
nisse hat mich zur Überzeugung
gebracht, dass mit einer
Erhöhung in diesem Ausmaß
eine einigermaßen wirkungsvol-
le Verbesserung der Verhältnisse
nicht erreicht werden kann.“ Die
Grundgehälter wurden dann in
den unteren Besoldungsgrup-
pen um 25 %, in den mittleren
um 21 %, in den oberen um 18 %
erhöht.

Einbezogen in die Besoldungser-
höhung wurden auch die Ruhe-
standsbeamten und ihre Hin-
terbliebenen mit den gleichen
Sätzen wie die aktiven Beamten. 

Reichsfinanzminister Köhler war
mit gemischten Gefühlen in die
Versammlung gegangen. Die
Wut der Beamten über ihre
desolate finanzielle Situation
zielte gegen ihn. Ein sozialer
Sprengstoff hatte sich ent-
wickelt, den Köhler selbst ent-
deckt hatte. Als Mitglied der

Reichsregierung versuchte er,
„die bis ins innerste aufgewühl-
te Beamtenschaft in Stadt und
Land zu beruhigen“. 

Die überproportionale Anhe-
bung der Besoldung für die
unteren Besoldungsgruppen
galt als soziale Errungenschaft,
Köhler reklamierte die Vater-
schaft für sich („mein persönli-
ches Werk“). Die in den 70er-
Jahren besonders auch im
Deutschen Beamtenbund kon-
trovers diskutierten „sozialen
Kompetenten“ bei linearen
Besoldungsanpassungen hat-
ten in der Besoldungsreform
1927 ihren historischen Vorläu-
fer.

„Der Mitteldeutsche Beamten-
tag“ in Magdeburg  setzte –
weit unabhängig von der Besol-
dungsreform 1927 – beamten-
politische Akzente in Richtung
auf eine stärkere Beteiligung
der Beamten an der Gestaltung
ihrer Arbeitsbedingungen. 

Im „Gesetzgebungsverfahren“
waren dbb und BDR in all sei-
nen Phasen präsent: im Reichs-
tag und seinen Ausschüssen, im
Reichsfinanzministerium usw. 

BDR-Kritik an der Reform

Eine Schwerpunktforderung des
BDR, die Zusammenführung
der Besoldungsgruppen V und
VI (Steuerassistent und Steuer-
sekretär), scheiterte im Gesetz-
gebungsverfahren. Beide Grup-
pen waren nach der Geschäfts-
ordnung für die Finanzämter
Zuarbeiter der Bezirksbearbei-
ter. Sie nahmen gleiche oder
ähnliche Funktionen wahr. 

Statt Stellenzulagen forderte
der BDR Beförderungen – „im
Interesse einer größeren Trans-
parenz und Funktionsgerechtig-
keit“. Auch diese Forderung
konnte nicht durchgesetzt wer-
den. 

Große Mehrheit im
Reichstag für 
Besoldungsreform

Am 14. September 1927 wurde
die Besoldungsreform vom
Reichstag auf der Grundlage
des Kabinettsbeschlusses ver-
abschiedet: mit 333 Ja-Stim-

men, 53 Nein-Stimmen und 16
Enthaltungen. Von den 16 Ent-
haltungen stellte das Zentrum
allein 13. 

Mit Ja stimmten die Sozialdemo-
kraten, die Demokraten, die
Deutsche Volkspartei, die Deut-
schnationalen und die National-
sozialisten, mit Nein die Kom-
munisten, eine „wirtschaftliche
Vereinigung“ und vier Abgeord-
nete der Bayerischen Volkspartei. 

Trotz guter Zusammen-
arbeit – Irritationen 
zwischen DBB und BDR

Zu einer Kontroverse zwischen
dbb und BDR kam es wegen der
vom BDR geforderten Zusam-
menführung der Besoldungs-
gruppen V und VI. Obwohl der
Gesamtvorstand des dbb sich 
die BDR-Forderung zu Eigen
gemacht hatte, ist der geschäfts-
führende Vorstand diesem
Beschluss nicht gefolgt. In einer
„Abrechnung“ klagt die BDR-
Bundesleitung, „dass uns unsere
Spitzenorganisation in dieser
Lebensfrage im entscheidenden
Augenblick im Stich gelassen
hat“. 

Die Zusammenarbeit von dbb
und BDR wurde dadurch aber
nicht gestört. Der enge Schulter-
schluss blieb in den späteren
durch die Wirtschaftskrise aus-
gelösten Notjahren uneinge-
schränkt erhalten.

Trotz aller Kritik wertete die BDR-
Bundesleitung in ihrem
Geschäftsbericht zum Bundes-
tag 1929 in Königsberg die
Besoldungsreform als einen
Erfolg des BDR. Insbesondere im
Blick auf die Besoldungsanpas-
sungen, die die strukturellen
Schwächen der Reform überla-
gerten. „Bei aller berechtigter
Kritik müssen wir anerkennen,
dass uns die Besoldungsneure-
gelung von 1927 unbeschadet
der ihr anhaftenden Mängel auf
dem Wege zu geordneten wirt-
schaftlichen Verhältnisse ein
Stück vorangebracht hat.“

Dr. Paul Courth
DSTG-Bundesgeschäftsführer i. R.
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